für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 7836.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. Mai 1871., betreffend die Verleihung der fi8- 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde 
Chauſſee von der Mühlhauſen⸗Wanfrieder Staatsſtraße bei der güldenen 
Holzecke im Kreiſe Mühlhauſen, Regierungsbezirk Erfurt, über Diedorf, 
Wendehauſen und Klein-Töpfer bis zur Wanfried⸗Treffurter Staatsſtraße 
bei der Heldraer Feldmühle, an die Bauunternehmer, die Stadtgemeinde 
Treffurt und die ländliche Gemeinde Diedorf. 


achdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von der Mühlhauſen⸗Wanfrieder Stautsſtraße bei der güldenen Holzecke 
im Kreiſe Mühlhausen, Regierungsbezirk Erfurt, über Diedorf, Wendehauſen und 
Klein⸗Töpfer bis zur Wanfried⸗Treffurter Staatsſtraße bei der Heldraer Feldmühle, 
a habe, verleihe Ich hierdurch den Bauunternehmern, der Stadtgemeinde 
reffurt und der ländlichen Gemeinde Diedorf, das e die 
zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur ahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs. Materialien, nach Maßgabe der für die 
Staats-⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ; 


Berlin, den 15. Mai 1871, 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


| Geſetz-Sammlung 
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(Nr. 7837.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Provinz Hannover im Betrage von 2,500,000 Thalern. Vom 24. Mai 
1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. 


Nachdem von den Ständen der Provinz Hannover auf dem vierten Pro⸗ 
vinziallandtage am 4. November 1870. beſchloſſen worden, zur Förderung 
des Landſtraßenbaues innerhalb der Provinz eine Anleihe aufzunehmen, wollen 
Wir auf den Antrag der gedachten Stände: 50 dieſem Zwecke ſtändiſche Obliga⸗ 
tionen bis zu dem Höchſtbetrage von 2,500,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, 
welche ſpäteſtens vom Jahre 1885. ab mit Einem Prozent des urſprünglichen 
Schuldbetrages und den zuwachſenden Zinſen jährlich amortiſirt werden, da ſich 
hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erin · 
nern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
und der Verordnung vom 17. September 1867. zur Ausſtellung von Obliga⸗ 
tionen zum Betrage von 2,500,000 Thalern, in Buchſtaben: zwei Millionen fünf⸗ 
mal Hundert Tauſend Thalern, welche in Apoints von 100 Thalern, 200 Tha⸗ 
lern, 500 Thalern und 1000 Thalern nach dem anliegenden Schema und unter 
72 Beifügung von Zinskupons und Talons nach den beiliegenden Formularen aus⸗ 
Ya zufertigen, nach einem vom provinzialſtändiſchen Verwaltungsausſchuß zu nor⸗ 

mirenden Prozentſatz jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu 
beſtimmenden Folgeordnung ſpäteſtens vom Jahre 1885. ab mit jährlich wenig⸗ 
ſtens Einem Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amor⸗ 
tiſirten Schuldverſchreibungen, jährlich zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Pri⸗ 
vilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, 
daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, 
ben N Fee ee des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen 
efugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. Mai 1871. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Pro⸗ 
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Obligation 


der 
Provinz Hannover 
Ae. GB... 
über 


In. Marsa Thaler Preufifch Kurant. 


Auf Grund des unt em beſtätigten Beſchluſſes des vierten 
Provinziallandtages der Provinz Hannover vom 4. November 1870. wegen 
Aufnahme einer Schuld von 2,500,000 Thalern bekennt ſich das Landesdirek⸗ 
torium der Provinz Hannover Namens dieſer Provinz durch dieſe, für jeden 
Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer 
Darlehnsſchuld von Thalern Preußiſch Kurant, welche mit. Pro- 
zent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 2,500,000 Thalern geſchieht 
vom Jahre 1885. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von 
wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen, nach Maßgabe des von dem provinzialſtändiſchen Ver⸗ 
waltungsausſchuſſe beſchloſſenen Tilgungsplanes. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1885. ab in dem 
Monate Mai jeden Jahres durch das Landesdirektorium. Dem Provinzial. 
landtage wird jedoch das Recht vorbehalten, den Tilgungsfonds durch größere 
Auslooſungen zu verſtärken, die jährliche Tilgung bereits vor dem Jahre 1885. 
beginnen zu laſſen, ſowie ſämmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen nach 
dem 31. Dezember 1890. zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten 
Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern 
und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, 
öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt zweimal und zwar 
mindeſtens reſp. ſechs und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Staats⸗ 
anzeiger, dem Amtsblatt für Hannover, der Zeitung für Norddeutſchland, dem 
Hannoverſchen Courier und der Weſerzeitung. Im Falle des Eingehens eines 
der letzteren drei Blätter hat an deſſen Stelle der provinzialſtändiſche Verwal⸗ 
tungsausſchuß ein anderes zu wählen und die Wahl in den übrigen vorgenannten 
Blättern bekannt zu machen. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährigen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem ul 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

(xr. 7837.) 33% bei 
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bei der ſtändiſchen Hauptkaſſe zu Hannover, und zwar auch in der nach dem 
Eintritte der Fälligkeit 1 Zeit und außerdem bei denjenigen Bankhäuſern, 
welche in den benannten Blättern öffentlich werden bezeichnet werden, hier jedoch 
nur während eines halben Jahres nach der Fälligkeit. i 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörenden Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. 

f Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb zehn Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 
dem Ablauf des Kalenderjahres ihrer Fälligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjähren 
zu Gunſten der Provinz Hannover. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 

verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der SS. 500. 501. Ziff. 5. und 502. der 
Allgemeinen Bürgerlichen Prozeßordnung vom 8. November 1850. 
Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei dem Landesdirektorium anmeldet und den ſtattgehabten Befit 
durch weßke e der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter Weiſe dar 
thut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis 
dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ... ausgegeben. Für die weitere Seit werden Zins kupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen e Serie erfolgt bei der ſtändiſchen 
Hauptkaſſe zu Hannover gegen A lieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Act ee der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Tote ung rechtzeitig geſchehen iſt. Streitigkeiten zwiſchen dem Inhaber des 
Talons und dem Inhaber der Schuldverſchreibung entſcheidet der Richter; bis 
zu dieſer Entſcheidung werden die ons nicht verabreicht. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Provinz Hannover mit ihrem geſammten Vermögen, namentlich auch mit der 
ihr im Geſetze vom 7. März 1868. eigenthümlich überwieſenen Summe von 
jährlich 500,000 Thalern aus den Staatshaushalts⸗Einnahmen, ſowie mit ihrer 
Steuerkraft. 

m . e zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Hannover, den n 18. 
Das Landesdirektorium der Provinz Hannover. 
(Trockenes Siegel des Landesdirektoriums.) 


(Eigenhändige Unterſchrift zweier Mitglieder des Landesdirektoriums und Gegen⸗ 
zeichnung eines Kontrolbeamten.) 


Pro. 
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Provinz Hannover. 


Zins kupon 
zur 
Obligation der Provinz Hannover 
Littr. Se ae M 3 
DR Thaler zu Prozent Zinſen 
über 
gs. Thaler ..... Silbergrofchen ..... Pfennige. 

Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
3 18.. und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Obligation für 
das Halbjahr vom . mit (in Buchſtaben) Tha⸗ 
8 Silbergroſchen bei der ſtändiſchen Hauptkaſſe zu Hannover. 

Hannover, den nu 9 
Das Landesdirektorium der Provinz Hannover. 
(Trockenes Siegel.) 


(Unterſchrift oder Fakſimile der Unterſchrift zweier Mitglieder des Landesdirektoriums und 
eigenhaͤndige Gegenzeichnung eines Kontrolbeamten.) 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Hannover. 


Tal on 


zur 
Obligation der Provinz Hannover 
über Maler? Prozent Zinſen. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der worbe- 
nannten Obligation der Provinz Hannover die . te Serie Zinskupons für die 


Jahre 18.. bis 18.. bei der ſtändiſchen Hauptkaſſe zu Hannover. 
Hannover, den en 18. 


Das Landesdirektorium der Provinz Hannober. 


(Trockenes Siegel.) 


Unterſchrift oder Fakſimile der Unterſchrift zweier Mitglieder des Landesdirektoriums und 
eigenhändige Gegenzeichnung eines Kontrolbeamten.) 
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(Nr. 7838.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Juni 1871., betreffend die Genehmigung des Re⸗ 
vidirten Reglements für die Hoya-Diepholzſche Brandkaſſe. s 


Auf Ihren Bericht vom 6. Juni d. J. ertheile Ich dem beigefügten, in Folge 
der Beſchlüſſe der Hoya⸗Diepholzſchen Landſchaft aufgeſtellten 
Revidirten Reglement für die Hoya-Diepholzſche Brandkaſſe 

auf Grund des Geſetzes vom 6. Februar d. J., Geſetz-Samml. S. 90., hierdurch 
Meine Genehmigung. 

Dieſer Erlaß iſt nebſt dem gedachten Reglement durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung zu veröffentlichen. 

Berlin, den 14. Juni 1871. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
An den Miniſter des Innern und an den Juſtizminiſter. 


Revidirtes Reglement 
für die 


Hoya-Diepholzſche Brandkaſſe. 


J. Allgemeines. 


5 . ! 

Für die Grafſchaften Hoya und Diepholz, fowie für die dazu gehörigen 
Landestheile beſteht eine Feuerverſicherungs-Anſtalt unter dem Namen „Hoya— 
Diepholzſche Brandkaſſe.“ 

Dieſelbe bezweckt gegenjeifige Verſicherung von Gebäuden gegen Brand» 
ſchaden, mit Ausnahme der durch Krieg und bürgerliche Unruhen verurſachten 
Schäden ($. 42.). Der Beitritt zu ihr iſt freiwillig. 

Sie iſt befugt, die übernommenen Verſicherungen ganz oder theilweiſe 
durch Rückverſicherungen zu decken, auch ſich Verbänden He 7 Feuer⸗ 
verſicherungs⸗Anſtalten zu gemeinſchaftlicher Tragung von Brandſchäden an⸗ 


zuſchließen. 5 8 2 


Die Brandkaſſe iſt eine öffentliche. Sie hat die Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon und ihren Sitz in Nienburg. 93 


Din, a u I a ee ed we Th . 
* * > . 1 a 
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Die innere Leitung und Vertretung der Anſtalt hat, unter Oberaufſicht 
des Königlichen Oberpräfidenten, der Ausſchuß der Hoya⸗Diepholzſchen Landſchaft. 

Die unmittelbare Verwaltung der Anſtalt und deren gerichtliche und außer⸗ 
gerichtliche Vertretung nach Außen erfolgt durch die Direktion, und zwar auch 
bei denjenigen Geſchäften und Rechtshandlungen, für welche nach den Geſetzen 
eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. Die Direktion iſt berechtigt, ſich dabei 
in einzelnen Fällen andere Perſonen zu ſubſtituiren. 

$. 4. 

Die Direktion wird von dem Präfidenten der Landſchaft oder deſſen Ver⸗ 
treter, unter Mitwirkung des Landſyndikus, geführt. 

Auf Vorſchlag des mit den Direktionsgeſchäften betrauten Landſchafts⸗ 
rathes kann der Ausſchuß genehmigen, daß die Führung der Direktion einem 
anderen Mitgliede des Ausſchuſſes, welches zur Uebernahme des Amts bereit iſt, 
übertragen werde. 

ie örtliche Wahrnehmung der Brandkaſſen⸗ Angelegenheiten geſchieht durch 
zu beſtellende Bezirksdeputirte, bezw. Stellvertreter derſelben, unter Leitung und 
nach Anweiſung der Direktion. 
— 


Gegen die Verfügungen der Direktion findet Berufung an den landſchaft⸗ 
lichen Ausſchuß ſtatt. Gegen die Verfügungen des Ausſchuſſes iſt die Berufung, 
und zwar an die Hoya⸗Diepholzſche Landſchaft, welche darüber auf dem Land⸗ 
tage endgültig zu entſcheiden hat, nur dann ſtatthaft, wenn in Frage kommt 

1) die Verpflichtung der Anſtalt zur Annahme der Verſicherung nach 

$$. 15. und 16., 

2) die Beitragspflicht des Verſicherten in Gemäßheit der $$. 31—41. 

Alle Berufungen gegen die Verfügungen der Direktion oder des land. 
ſchaftlichen Ausſchuſſes find, bei Verluſt des Rechtsmittels, binnen vierwöchiger 
unerſtreckbarer Friſt, gerechnet vom Tage der Bekanntmachung bezw. der Eröff- 

nung der Verfügung, bei derjenigen Behörde, welche dieſe erlaſſen hat, anzu- 
bringen und zu rechtfertigen. 

Berufungen, welche die Beitragspflicht betreffen, hemmen die Fortſetzung 
des Verfahrens nicht. 3 8 


Dem Ausſchuſſe ſteht im Befonderen zu: 

1) der Erlaß allgemeiner und beſonderer Geſchäfts⸗ und Dienſtanweiſungen 
an die Direktion und Beamten der Anſtalt zur Ausführung dieſes 
Reglements; i 

2) die Anſtellung bezw. Annahme und Entlaſſung des Hülfsperſonals der 
Direktion; 

3) die Bewilligung der Gehalte, etwaigen Wartegelder und Ruhegehalte an 
daſſelbe innerhalb des feſtgeſetzten Regulativs ($. 7.); 

(Nr. 7838.) 4) die 
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4) die Annahme bezw. Entlaſſung der Bezirksdeputirten, ſowie die Feſt⸗ 
ſtellung ihrer Geſchäftsanweiſung; 

5) die Feſtſtellung der den Angeſtellten und Bezirksdeputirten für Mühe⸗ 
waltungen und Auslagen in Brandkaſſenſachen von den Betheiligten oder 
aus der Brandkaſſe zu zahlenden Vergütungen; 

6) die Entſcheidung von Berufungen und Beſchwerden wider die Verfü⸗ 
gungen der Direktion oder über deren Geſchäftsführung; 

7) die Genehmigung von Rückverſicherungsverträgen, ſowie von Verträgen 
über den Beitritt der Anſtalt zu Verbänden öffentlicher Verſicherungs⸗ 
anſtalten zu gemeinſchaftlicher Tragung von Brandſchäden (§. 1.) 

8) die Verwaltung des Reſervefonds ($. 9.) 

9) die Anordnung außerordentlicher Beiträge ($. 41.) 

10) die Aufnahme zeitweiliger Anleihen und deren Tilgung (§. 41.) 

11) die Abnahme der jährlichen Rechnungen (F. 11.) 

12) die etwaige Abänderung des Rechnungsjahres ($. 11.) und der damit 
in Verbindung ſtehenden Friſten ; 

13) 6 1 nicht feſtſtehender Ausgaben zu feuerpolizeilichen Zwecken 

54.) 

14) die Abänderung der Klaſſifikation der Gebäude, ſowie des Beitrags- 
verhältniſſes der Klaſſen gegen einander ($. 40.) / 

15) die Aufſtellung, ſowie die Abänderung der Schätzeranweiſung, ſowie der 
Schätzervergütungen (F. 55.), desgleichen die Abänderung der Ver⸗ 
gütungsſätze für Spritzenprämien und Fuhrkoſten (F. 53.). 


SEE 

Der Direktor erhält aus der Brandkaſſe kein Gehalt, dagegen für Ge⸗ 
ſchäfte außerhalb ſeines Wohnorts an Diäten täglich drei Thaler und daneben 
Reiſekoſten nach den für den Hannoverſchen Provinziallandta 1 tea) 
Grundſätzen. Außerhalb der Grafſchaften Hoya und Diepholz Kommende itef- 
toren können die Reiſekoſten nur nach der Entfernung ihres Gutes von dem 
Ziele der Reife liquidiren. i 

Die Gehalte und fortlaufenden Vergütungen des Hülfsperſonals der Di⸗ 
rektion, ſowie die ſonſtigen fortlaufenden Verwaltungsausgaben, mit Einſchluß 
eines Fonds für außerordentliche Vergütungen und Ausgaben, ſind von der 
Landſchaft durch ein Regulativ feſtzuſtellen. Innerhalb des feſtgeſtellten Regu⸗ 
lativs ſteht dem Ausſchuſſe die Verwendung ſelbſtſtändig zu. 

Das Regulativ, ſowie allgemeine Geſchäfts⸗ und Dienſtanweiſungen ſind 
dem Oberpräſidenten zur Kenntniß zu bringen. 


$. 8. 


Die Beſtreitung der Ausgaben der Anſtalt erfolgt aus dem Betriebs und 
Reſervefonds derſelben. 1 
en 
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Den Betriebsfonds bilden fämmtliche Einnahmen der Anſtalt, ſoweit fie 

nicht nach §. 9. dem Reſervefonds zufallen. { 
$. 9. 

Dem Reſervefonds fließen die zur Beſtreitung der Jahresausgaben der 
Anſtalt nicht erforderlichen Einnahmen des Jahres, ſowie die Zinſen der Kapi⸗ 
talien des Fonds zu. 

Die Mittel des Reſervefonds find in inländiſchen Staats⸗Obligationen 
oder in inländiſchen . „Obligationen der Hannoverſchen Landes» 
Kreditanſtalt oder der ritterſchaftlichen Kreditanſtalten verzinslich zu belegen, jedoch 
iſt es zuläffig, 10 Prozent des Beſtandes a conto di tempo und Ken 
10 Prozent auf Realhypotheken mit pupillariſcher Sicherheit anzulegen. 

\ $. 10. 

Der Reſervefonds darf in einem Jahre nie über die Hälfte feines Be⸗ 
trages angegriffen werden. g 0 

Die Verwendung bis zur Hälfte tritt ein, wenn und ſoweit die Beſtrei⸗ 
tung der Ausgaben nicht durch Beiträge der Theilnehmer von 9 (neun) Sgr. 
& 100 Rthlr. Beitragskapital für das Jahr erfolgen kann. 

Der angegriffene Theil wird nach Maßgabe des F. 9. wieder ergänzt. 

§. 11. 
Ueber die Einnahmen und Ausgaben der Anſtalt hat die Direktion all⸗ 


jährlich dem Ausſchuſſe Rechnung zu legen. Nach erfolgter Abnahme iſt die 


Jahresrechnung durch den Ausſchuß im Amtsblatte der Provinz im Auszuge zu 
veröffentlichen. 

Von der Verwaltung und dem Beſtande des Reſervefonds hat der land⸗ 
ſchaftliche Ausſchuß der Landſchaft Nachweiſung zu geben, unbeſchadet der der 
Aufſichtsbehörde alljährlich vorzulegenden Bilanz und ſonſtigen Rechenſchafts⸗ 
nachweiſungen über den Betrieb der Anſtalt. 

Das Rechnungsjahr der Anſtalt iſt das Kalenderjahr (§. 6. Ziff. 12.). 

3 

Die bei etwaiger Auflöſung der Anſtalt vorhandenen Mittel derſelben 
werden Eigenthum der Hoya⸗Diepholzſchen Landſchaft. Sie find von derſelben 
mit Genehmigung des zuſtändigen Reſſortminiſters für kommunale Zwecke des 
Landſchaftsbezirks zu verwenden. 

$. 13. 
Streitigkeiten 

1) über das Recht zur Theilnahme der Anſtalt nach I., 

2) über die Verpflichtung zu Brandkaſſen⸗Beiträgen nach III., 

3) über das Verfahren bei Ausmittelung des Brandſchadens nach IV. Ziff. 2. 

4) über Löſchungsprämien und ſonſtige Leiſtungen der Anſtalt nach V. 
find unter Ausſchluß des Rechtsweges im Verwaltungswege durch die nach dieſem 
Reglement zuſtändigen Behörden zu entſcheiden. f 

Jahrgang 1871. (Nr. 7838.) Son 
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Sonſtige Streitigkeiten aus der Verſicherung, namentlich auch über den 


Anſpruch auf Brandentſchädigung an ſich und deſſen Umfang, verbleiben dem 
Rechtswege. 


b. 14. 


In Beziehung auf die Friſt, binnen welcher Anſprüche auf Verſicherungs⸗ 
ſummen, Prämien, Fouhrgelder und Entſchädigungen zur Anzeige und Liquidation 
gebracht werden müſſen, bewendet es bei der Vorſchrift im F. 45. des Geſetzes 
vom 24. Auguſt 1849. 


II. Verſicherung. 


$. 15. 


Die Anftalt darf nur im Gebiete derſelben belegene Gebäude, unvollen- 
dete nicht ausgeſchloſſen, verſichern. 

Sie iſt io Verſicherung ſolcher Gebäude verpflichtet, ſoweit nicht Aus. 
nahmen durch dieſes Reglement feſtgeſetzt find (§. 16.). 

Aus denjenigen Theilen der Provinz Hannover, welche mit Aemtern, deren 
Sitz ſich in den Grafſchaften Hoya⸗Diepholz befindet, zu einem Verwaltungs ⸗ 
bezirke vereinigt find oder werden, können ausnahmsweiſe Verſicherungen zuge⸗ 
ie werden. 


$. 16. 


Nicht aufnahmefähig find: Pulvermühlen und Pulvermagazine, Zuder- 
raffinerien, Schwefelraffinerien, Terpentin, Lack- und Firnißfabriken, Anſtalten zur 
Fabrikation von Aether, ätheriſchen Oelen und Eſſenzen, von Phosphor, Knall⸗ 
filber und Knallgold und Zündmaterial aller Art, Papierfabriken mit Ofentrock 
nerei, Leimfabriken, Lackirereien für Leder, Filz und Zeug mit Trockenöfen, 
Flachs und Hanf-Reinigungsanftalten, Kienrußhütten, Gasfabriken, nicht ge⸗ 
wölbte Pichl und Kalköfen und die dieſelben umſchließenden Gebäude, Kühl⸗ 
öfen auf Glashütten, Samenausklängelungs - Anftalten und Theerkochereien. 

Der Direktion ſteht die Befugniß zu, außer den vorſtehend genannten 
Gebäuden auch andere von der Aufnahme auszuſchließen, oder, wenn ſie bereits 
aufgenommen find, aus der Anſtalt zu entfernen, wenn die beſondere Feuergefähr⸗ 
ache Fe von ihr nach vorgängiger Anhörung von Sachverſtändigen 
erkannt iſt. 

Die Beſtellung und Anweiſung der Sachverſtändigen geſchieht durch die 
Direktion. Die Koſten für die Zuziehung der Sachverftänd, en trägt der die 
Verſicherung Beanſpruchende bezw. der Verſicherte, bei dem usſchluſſe bereits 
verſicherter Gebäude der Letztere jedoch nur dann, wenn ſolcher gegen deſſen 
Widerſpruch endgültig verfügt wird. 

Die Verſicherung des danach ausgeſchloſſenen Gebäudes erliſcht mit Ab⸗ 
lauf von vier Wochen, angerechnet vom Tage der Eröffnung der Verfügung der 
Direktion, es ſei denn, daß ein Anderes zwiſchen beiden Theilen verabredet iſt 
C 


ei $. 17. 
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b. 17. 


deſſlb Die Verſicherung des Gebäudes befaßt alle Beſtandtheile und Zubehörungen 
elben. 
Als Zubehörung gilt alles, was mit dem Gebäude als ſolchem zu ſeinem 
Zwecke für die Dauer verbunden iſt. 
Erhält das Gebäude nach Abſchluß der Verſicherung neue Beſtandtheile 
oder Zubehörungen, ſo werden dieſe von ihr ohne Weiteres ergriffen. 
Die Ausſchließung beſtimmter (reeller) Beſtandtheile und Zubehörungen 
des Gebäudes von der Verſicherung iſt der Regel nach unſtatthaft, jedoch iſt 
1) ſowohl die Anſtalt als der Verſicherungsnehmer zur Ausſchließung von 
Gegenſtänden beſonderen Kunſtwerths, ſowie von Maſchinen und ähn⸗ 
lichem Zubehör, 
2) der Verſicherungsnehmer zur Ausſchließung der Grundmauern und maſ⸗ 
ſiven Keller (Souterrains), auch der Zubehörungen des Gebäudes, 


berechtigt. Hat das Gebäude mehrere Zubehörungen derſelben Art, ſo muß die 
Ausſchließung dieſe ſämmtlich betreffen. 


$. 18. 


Die Verficherung des Gebäudes darf nur den reinen Bauwerth deſſelben, 
entweder zum vollen Betrage oder zu einem Prozenttheile, betreffen. 
Unvollendete Gebäude können nur nach dem Werthe zur Zeit der Verſiche⸗ 
rung, jedoch unter Mitheranziehung der etwa ſchon herangeſchafften Baumate⸗ 
rialien, verſichert werden. f 
Die Verſicherung begründet die Verpflichtung der Anſtalt zum Erſatz der⸗ 
jenigen Verminderung am ordnungsmäßig feſtgeſtellten 5 des Gebäudes 
und feiner Zubehörungen (vergl. $. 24.), welche durch Brand, kalten Blitzſchlag 
oder durch 1 Behufs der Rettung oder Löſchung auf Anordnung der 
zur Leitung der Löſchung zuſtändigen Behörde oder Perſon eingetreten iſt 
(Brandſchaden, vergl. F. 46.). 
ft der Bauwerth des Gebäudes nach der letzten Feſtſtellung durch Ab⸗ 
bruch oder Einſturz u. ſ. w. vermindert, ſo beſtimmt ſich die Erſatzpflicht der 
Anſtalt nach demjenigen Bauwerthe, welchen das Gebäude zur Zeit des Eintritts 
des Brandes noch hatte. 6. 19 
19. 


Berechtigt zur Verſicherungsnahme iſt derjenige, welcher auf Grund eines 
zum Erwerbe des Eigenthums oder eines erblich⸗dinglichen Nutzungsrechts ge⸗ 
reichenden Titels das Gebäude beſttzt. 

i Die Verſicherung von Gebäuden im Miteigenthume oder gemeinſchaft⸗ 

licher erblich⸗dinglicher Nutznießung ſteht jedem Mikeigenthümer oder 7 5 

nach ſeinem Antheile 0 ſtehen die Antheile nicht feſt, nur der Geſammtheit der 
iteigenthümer oder Nutznießer. 

Hinſichtlich des Uebergangs der Verſicherung bei Veräußerungen der ver⸗ 
ſicherten Gebäude verbleibt es bei der Beſtimmung im $. 24. des Geſetzes vom 
24. Auguſt 1849. 
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§. 20. 

Iſt ein in der Anſtalt zum vollen Bauwerth verſichertes Gebäude zugleich 
in einer anderen Anſtalt ganz oder theilweiſe verſichert, ſo findet im Brandfalle 
keine Entſchädigung durch die erſtere ſtatt. 

Daſſelbe tritt ein, wenn Beſtandtheile oder Zubehörungen des Gebäudes 
oder Prozenttheile des Bauwerths von der Verſicherung in der Anſtalt ausge⸗ 
nommen oder ausgeſchloſſen (§. 17.) und ſie in einer anderen Anſtalt ohne vor⸗ 
gängige Genehmigung der Direktion verfichert find. 


$. 21. ö 
Mitglieder der Brandverſicherungsgeſellſchaft dürfen, bei Strafe des Ver⸗ 
luſtes der Brandſchadenvergütung für die in der Anſtalt verſicherten Gebäude, 
andere ihnen gehörige Gebäude, welche mit den verſicherten in dem Verhältniſſe 
von Nader. und Nebengebäuden ſtehen, oder zu demſelben Gehöfte, zu derſelben 
Fabrik oder ſonſtigem Betriebe gehören, bei einer anderen Anſtalt nicht verſichern. 
Ausnahmen können von der Direktion aus beſonderen Gründen geſtattet werden. 


$. 22. 
Alle Anträge wegen Verſicherung in der Anſtalt ſind ſchriftlich an den 
Bezirksdeputirten zu richten (§. 24.). 
Beantragt der Verſicherungsnehmer nicht ausdrücklich die Verſicherung 
des Bauwerths nur zu einem Prozenttheile, ſo gilt der Antrag als auf die 
Verſicherung des vollen Bauwerths gerichtet. 


$. 23. 

Die Ermittelung des Bauwerths des zu verſichernden Gebäudes erfolgt 
auf Grund vorgängiger Abſchätzung durch Sachverſtändige. 

Die Abſchätzung iſt von Neuem erforderlich: } 

1) auf Erfordern der Obrigkeit wegen anzunehmender Verminderung des 
Bauwerths zufolge Abbruchs, Einſturzes, Baufälligkeit, Brand ıc.; 

2) auf den Antrag des Verſicherten, 

3) auf Anordnung der Direktion in einzelnen, von ihr für erforderlich 
erachteten Fällen; 

4) hinſichtlich ſämmtlicher in der Anſtalt verſicherten Gebäude von Zeit zu 
Zeit nach näherer Beſtimmung der Direktion (Gebäudereviſion). 

Der Verſicherte hat die Verminderung des Bauwerths zufolge Abbruchs 
oder Einſturzes ꝛc. binnen 14 Tagen nach Eintritt der Verminderung dem Be⸗ 
zirksdeputirten anzuzeigen, widrigenfalls er im Brandfalle außer der verhältniß⸗ 
mäßigen, von der Direktion feſtzuſtellenden Ermäßigung der Brandſchaden⸗Ver⸗ 
gütung ſich einen Abzug von 10 Prozent der letzteren gefallen laſſen muß. 

Derſelbe Nachtheil tritt ein, wenn der Verſicherungsnehmer unterlaſſen 
hat, in dem Verſicherungsantrage anzuzeigen, daß und in welchem Maße 
Dritte zum Wiederaufbau des abgebrannten Gebäudes Material und Arbeit 
unentgeltlich zu liefern haben. 9. 24 


un 


$. 24. 


Die Abſchätzung erfolgt unter Leitung des Bezirksdeputirten durch höchſtens 

wei Sachverſtändige, welche auf Vorſchlag der Direktion, unter Vorbehalt des 
Widerrufs Seitens derſelben, von der Obrigkeit zu beſtellen und ein für alle 
Mal auf ihr Amt zu beeidigen ſind. 
Der Schätzungstermin iſt thunlichſt bald anzufegen. Der Verſicherungs⸗ 
nehmer iſt demſelben beizuwohnen berechtigt. Im Falle ſeiner Abweſenheit hat 
der Bezirksdeputirte ſtatt des Verſicherungsnehmers den Gemeindevorſteher oder 
einen Theilnehmer der Brandkaſſe en, 


. 25. 


Der von den Schätzern zu ermittelnde Bauwerth beſteht in den mittleren 
Ortspreiſen der zum Neubau des Gebäudes erforderlichen Materialien und Ar⸗ 
beiten zur Zeit der Schätzung, in Ermangelung ſolcher Preiſe in den gängigen 
Kauf- und Herſtellungspreiſen, unter Abſatz der Werthminderung zufolge Alters 
und ſonſtiger Umſtände. 

Vorübergehende Schwankungen der Preiſe bleiben außer Betracht. 

Geht die ermittelte Summe, getheilt durch 10, nicht in vollen Thalern 
auf, ſo iſt der Reſt abzuſetzen. 5 

§. 26. f 

Der Bezirksdeputirte hat das Ergebniß der Abſchätzung und diejenigen 
Angaben welche für die Aufnahmefähigkeit und Klaſſifikation maßgebend ſind, 
der Direktion mit ſämmtlichen Verhandlungen zur Beſchlußnahme einzusenden. 

Die Verſicherung, ſowie die Veränderung derſelben auf Grund vor- 
gängiger Abſchätzung des Bauwerths tritt in Kraft, ſobald das Ergebniß von 
der Direktion genehmigt iſt, und zwar mit Anfang des Tages der Ausfertigung 
der genehmigenden Verfügung. 

§. 27. 8 

Die Direktion iſt befugt, vor Aufnahme eines Gebäudes oder vor Er⸗ 
n de: Verſicherungsſumme eine anderweite Schätzung eintreten zu laſſen. 

ie Direktion, ſowie der Verſicherte haben Gale der wiederholten 


Od Neuſg eine gleiche Zahl von Sachverſtändigen in Vorſchlag zu bringen. 


Die Koſten der Unterſuchung und Schätzung trägt die Brandkaſſe. 
N 95 Durchſchnitt dieſer Schätzung bildet den Verſicherungswerth der 
Gebäude. 


Bis zu erfolgter Ausmittelung hat der erſte Schätzungsanſchlag vorläu 
Gültigkeit und giebt dem Betheiligten einen Anſpruch, nach bee die eiu 
weilige Aufnahme bezw. Erhöhung zu verlangen. 


9. 28 


Dem Verſicherten ſteht jederzeit zu, die Verſicherung bis zum vollen 
Bauwerthe zu erhöhen, unbeſchadet der Zuſtändigkeit der Direktion nach $. 17. 
aher d der Verſicherung iſt jedoch während eines Brandes im Orte un⸗ 

aft. 
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we 

Desgleichen ſteht dem Verſicherten zu, die Verſicherung des Gebäudes 
oder der $. 17. Ziff. 1. und 2. bezeichneten Gegenſtände aufzuheben oder auf 
einen geringeren Prozenttheil des Bauwerths herabzuſetzen. 

Die Aufhebung beziehungsweiſe Herabſetzung kann jedoch nur auf den 
1. Januar des nächſtyolgenden Jahres geſchehen. 

Die Erklärung darüber iſt ſpäteſtens bis zum 1. November des laufenden 
Jahres der Direktion anzuzeigen, widrigenfalls ſie unwirkſam iſt. 

Die austretenden Mitglieder haben kein Recht, einen Antheil aus dem 
Reſervefonds zu verlangen, ſind aber zur Entrichtung ihres Antheils an den beim 
Austritt vorhandenen Schulden der Anſtalt verpflichtet. 


. 29. 


Eigenthums » Veränderungen find bei dem Bezirksdeputirten binnen drei 
Monaten bei zwei Thaler Strafe von dem neuen Eigenthümer anzuzeigen. 


$. 30. 


Ueber ſämmtliche Verſicherungen und Verſicherungs⸗Aenderungen wird von 
gef aa ein Hauptkataſter und vom Bezirksdeputirten ein Nebenkataſter 
geführt. 

Ueber die Einrichtung der Kataſter hat der landſchaftliche Ausſchuß das 
Nähere anzuordnen. 

Stimmt das Hauptkataſter nicht mit dem Nebenkataſter des Bezirksdepu⸗ 
tirten, ſo entſcheidet das erſtere. 

Der Verſicherte kann die ihn angehenden Auszüge aus dem Haupt⸗ und 
Nebenkataſter auf ſeine Koſten verlangen. 

Daſſelbe gilt von Dritten, ſobald ſie ein rechtliches Intereſſe beſcheinigen. 

Die Obrigkeit iſt befugt, zu jeder Zeit Einſicht in das Hauptkataſter und 
in die Nebenkataſter zu nehmen. 


III. Brandkaſſen⸗Beitrag. 


1. Allgemeines. 


$. 31. 


Die der Anftalt obliegenden Brandentſchädigungen und fonftigen Aus⸗ 
aben ſind von ſämmtlichen Theilnehmern, ſoweit nöthig durch Beiträge aufzu- 
ringen. 

Der Beitrag iſt entweder ordentlicher oder außerordentlicher. 


2. Ordentlicher Beitrag. 
$. 32. 


Der ordentliche Beitrag beſteht in der jährlichen Leiſtung jedes Theilneh⸗ 
mers von 6 Sgr. von je 100 Thalern feines nach $. 33. ermittelten Beitrags- 
kapitals. 8. 35 
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$. 33. 


Behufs Feſtſtellung des Beitragskapitals zerfallen die in der Anftalt ver- 
ſicherten Gebäude in fünf Klaſſen. 
Das Beitragsverhältniß dieſer Klaſſen wird dahin feſtgeſtellt, daß ent. 
richten: 
1) die Gebäude der 1. Klaſſe / und die Gebäude der 2. Klaſſe / 
weniger als die Gebäude der 3. Klaffe; 


2) die Gebäude der 4. Klaſſe / mehr als die Gebäude der 3. Klaſſe und 
die Gebäude der 5. Klaſſe, nach näherer von der Direktion bei der Auf- 
nahme zu treffender Beſtimmung, das Doppelte bis Dreifache des Bei- 
trages der 3. Klaſſe. 


$. 34. 
Es bilden: 


die 1. Klaſſe: Gebäude mit völlig maſſiven Umfaſſungsmauern 
und feuerfeſter Bedachung, welche mindeſtens 4 Meter von anderen 
Gebäuden entfernt find; 


die 2, Klaſſe: 

a) Gebäude derſelben Bauart, welche weniger als 4 Meter von 
anderen Gebäuden entfernt ſind, 

b) Gebäude mit feuerfeſter Bedachung, welche mindeſtens 8 Meter 
von anderen Gebäuden entfernt ſind; 

die 3. Klaſſe: alle ſonſtigen Gebäude, inſofern ſie nicht zur 4. 
oder 5. Klaſſe gehören; i 
die 4. Klaſſe: b ! 

a) Gebäude mit weicher Bedachung, welche weniger als 15 Mete 
von anderen Gebäuden gleicher Bedachung entfernt ſind, 

b) Waſſermühlen, ſofern ſie von der Direktion wegen geringer 
Feuersgefahr ausnahmsweiſe aus der öten in dieſe Klaſſe 
verſetzt find; 

die 5. Klaſſe: 

a) Mühlen jeder Art, mit Ausnahme der von der Direktion 
ausnahmsweiſe in die 4. Klaſſe verſetzten Waſſermühlen, 

b) Fabrik- und ſonſtige Anlagen von größerem Umfange, welche 
nach der baulichen Beſchaffenheit und Beſtimmung für be⸗ 
ſonders feuergefährlich zu halten ſind. 

Gebäude der 1. bis 3. Klaſſe, falls ſie in größerer Nähe beſonders feuer⸗ 

3 Gebäude liegen, ſind ausnahmsweiſe in die 4. oder 5. Klaſſe zu 
verſetzen. 

(Nr. 7838) $. 35. 


us en N 


— 268 — 


b. 35. 


Welche Arten der Bedachung als feuerfeſte zu betrachten ſind, beſtimmt 
beim Zweifel die Direktion. 
Ziegeldächer in Strohdocken gelten jedoch als weiche Bedachung. 


$. 36. 


Mehrere derſelben Klaſſe angehörige Gebäude eines und deſſelben Eigen- 
thümers, welche die im $. 34. beftimmten Entfernungen von einander nicht haben, 
gelten als nur Ein Gebäude. 


§. 37. 


Behufs Feſtſtellung des Brandkaſſenbeitrages iſt für jedes nicht zur 3., als 
der Normalklaſſe, gehörige Gebäude die vorſchriftsmäßig feſtgeſtellte Verſiche⸗ 
rungsſumme (II.), je nachdem es zur 1. oder 2., beziehungsweiſe zur 4. oder 
5. Klaſſe gehört, in Gemäßheit des §. 34. verhältnißmäßig zu ermäßigen, bes 
ziehungsweiſe zu erhöhen und danach für daſſelbe das Beitragskapital zu ermitteln. 

Geht das Beitragskapital für ſämmtliche Gebäude eines Verſicherten nicht 
in 25 Thaler auf, ſo iſt der Ueberſchuß bis 12 Thaler einſchließlich außer Acht 
zu laſſen, der Ueberſchuß von mehr als 12 Thaler für volle 25 Thaler zu rechnen. 


. 38. 


Der Verſicherte iſt verpflichtet, Veränderungen des Gebäudes, welche auf 
die Klaſſiſizirung deſſelben von Einfluß find, dem Bezirksdeputirten bis zum 
1. November des betreffenden Jahres ſchriftlich zur Kenntniß zu bringen. 
Unterbleibt die Anzeige, oder wird ſie nicht zeitig gemacht, ſo fällt der im 
Uebrigen durch die Veränderung bedingte Anspruch des Theilnehmers auf Ver⸗ 
ſetzung des Gebäudes in eine niedrigere Klaſſe für das nächſte Jahr hinweg. 
a Hätte die Veränderung die Verſetzung des Gebäudes in eine höhere Klaſſe 

nach ſich ziehen müſſen, ſo hat die Unterlaſſung der Anzeige zur Folge, daß 
1) im Brandfalle der Entſchädigungsbetrag um 10 Prozent herabgeſetzt wird; 
2) andernfalls der Unterſchied zwiſchen dem bisherigen und dem ee 
mäßigen Brandkaſſenbeitrage für die Dauer der Verkürzung nachzuzahlen 
und daneben der einmalige Betrag dieſes Unterſchiedes als Strafe zu 
erlegen iſt. i 

F. 39. 

Der für das Jahr nach $. 32. zu entrichtende Brandkaſſenbeitrag iſt bis 
Ende Januar zu entrichten, ſofern nicht von der Direktion die Entrichtung in 
mehreren, ſodann durch das Amtsblatt der Provinz bekannt zu machenden Ter⸗ 
minen vorgeſchrieben oder zugelaſſen iſt. 

Tritt die Verſicherung oder Erhöhung derſelben im Laufe des Jahres in 
Kraft, ſo hat der Verſicherte den vorſchriftsmäßigen Beitra nach Verhaͤltniß des 
noch übrigen Theils des Jahres zum ganzen Jahre, jedoch für ein bereits be⸗ 
gonnenes Vierteljahr zu voll zu entrichten. 5 


Erlaß oder Erſtattung der für das Jahr feſtgeſtellten Brandkaſſenbeiträge 
8 auch, falls in dem Laufe bes Jahres die Beiſcherung erliſcht oder die 
Verſicherungsſumme vermindert wird, nicht ſtatt. 

Die Erhebung der Beiträge erfolgt durch die dazu anzunehmenden Erheber, 
nach näherer Anordnung der Behörde, auf Grund der gemeindeweiſe aufgeſtellten 
ſpeziellen Heberollen. 0 

$. 40. 


Dem landſchaftlichen Ausſchuſſe ſteht zu, mit Genehmigung des Ober⸗ 
präſidenten die im F. 34. feftgeftellte Klaſſifikation der Gebäude abzuändern, ſo⸗ 
fern ſich ſolches auf Grund von Erfahrungen als angemeſſen ergiebt. 

Die getroffenen Aenderungen find vom Ausſchuſſe ſpäteſtens bis zum 
1. Oktober des dem Jahre der Inkrafttretung vorhergehenden Jahres durch das 
Amtsblatt der Provinz bekannt zu machen, widrigenfalls ſie erſt mit dem 
1. Januar des danach folgenden Jahres in Wirkſamkeit treten, 


3. Außerordentlicher Beitrag. 


$. 41. 

Fallen in einem Beitragsjahre (§. 39.) Brandentſchädigungen vor, welche 
neben den ſonſtigen verfaſſungsmäßigen Ausgaben der Anſtalt für das Jahr 
durch die regelmäßigen Beiträge und die ſonſtigen Einnahmen des Betriebsfonds 
nicht zu decken ſind, und wird nicht vom Ausſchuſſe die Deckung des Fehlenden 
ganz oder theilweiſe durch Anleihen beſchloſſen, ſo ſind dazu von den in dem be⸗ 
N ERROR Verſicherten außerordentliche Beiträge aufzubringen 
vergl. $. 6. Nr. g.). 

Die Direktion hat zu dieſem Zwecke den Betrag, welcher für je 100 Thaler 
Beitragskapital zu zahlen iſt, nach dem Verhältniſſe der Bedarfsſumme zu der 
Geſammtſumme der ordentlichen Beiträge für das Jahr feſtzuſtellen und bei der 
Ausſchreibung des danach feſtgeſt ellten außeror dentlichen Beitrages durch das Amts⸗ 
blatt der Provinz die Zahlungs friſten zu beſtimmen. f 2 

Dieſelbe hat daneben der! außerordentlichen Beitrag eines jeden Beitrags⸗ 
pflichtigen zu berechnen und Bel ufs der Erhebung beſondere Rollen aufzuftellen. 

Die Erhebung geſchieht q, leichwie die der ordentlichen Beiträge. 


IV. 3 randentſchaͤdigung. 


1. Grun dſätze. 


. 42. 


Gegenſtand der Erſatzpflicht Wer Anftalt ift der ordnungsmäßig feſtgeſtellte 
Brandſchaden am verſicherten Gebän ide (F. 46.). 
Iſt jedoch der Brand im 5 krieg'e oder in Folge des Kriegszuſtandes zu 
militairiſchen Zwecken nach Kriegsgel rauch ei militairiſchen Befehl durch Freund 
oder Feind vorſätzlich erregt, ſo erf olgt yın der 1 keine Vergütung. 


Jahrgang 1871. (Nr. 7838.) er 


— 270 — 


Der Brand gilt auch dann als vorſätzlich erregt, wenn er den Umſtänden 
nach als nothwendige oder doch wahrſcheinliche Folge der Ausführung des mili- 
tairiſchen Befehls vorauszuſehen war. | 

Iſt der Brand durch Truppen während des Gefechts oder auf dem Rück⸗ 
zuge im Angeſichte des Gegners oder während der Belagerung oder vor der⸗ 
ſelben bei Armirung des Platzes erregt, ſo wird ſowohl der militairiſche Zweck, 
als die Ertheilung des militairiſchen Befehls vermuthet, vorbehaltlich des Gegen⸗ 
beweiſes. Soweit nach Obigem der Erſatz von Brandſchäden im Kriege oder 
in Folge des Kriegszuſtandes ausgeſchloſſen if, gilt daſſelbe auch von den zur 
Unterdrückung bürgerlicher Unruhen oder in Folge von ſolchen durch das Militair 
verurſachten Brandſchäden. y 


. 43. 


Die Erſatzpflicht der Anſtalt tritt nicht ein, wenn der Verſicherte: 

1) gegen die Vorſchriften der $$. 20. und 21. das Gebäude oder einen 
Theil deſſelben in einer anderen Anſtalt verſichert; 

2) ein nicht aufnahmefähiges Gebäude in der Anſtalt verſichert, oder ein 
früher aufgenommenes Gebäude in ein nicht aufnahmefähiges verwandelt; 

3) den Ausbruch des Brandes verheimlicht, oder den Brand mit rechts- 
widrigem Vorſatze veranlaßt oder befördert hat. 

Die Erſatzpflicht der Anſtalt vermindert ſich um 25 Prozent des ermittel⸗ 
ten Brandſchadens: 

1) wenn der Brand durch grobe Fahrläſſigkeit des Verſicherten veranlaßt 
oder befördert worden; 

2) wenn die Anzeige des Brandfalls der Vorſchrift im $. 44. entgegen 
unterlaſſen, oder nicht zeitig gemacht iſt. 

0 20 in ſolchen Fällen auf dem Gebäude gerichtlich eingetragene Pfand. 
rechte, ſo kommen wegen der Rechte der ee er die Beſtimmungen des 
§. 39. Abſatz 2. und 3. des Geſetzes vom 24. Auguſt 1849. zur Anwendung. 

Befindet ſich das Gebäude im Miteigenthume, ſo bleibt der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch der nicht ſchuldigen Miteigenthümer beſtehen. 


2. Feſtſtellung. 
$. 44. 


Der Verſicherte iſt Ban a von dem erlittenen Brandſchaden ohne 
Verzug dem Bezirksdeputirten Anzeige zu machen. 

Unterbleibt die Anzeige innerhalb drei Tagen nach dem Tage des Brand⸗ 
falles, einſchließlich deſſelben, fo verliert der Verſicherte 25 Prozent der Brand- 
ſchadenvergütung, ſofern er nicht nachweiſt, daß die Anzeige ohne ſein Verſchulden 
unterblieben iſt. Jedoch kann der landſchaftliche Ausſchuß aus beſonderen Grün. 
den dieſe Strafe mildern oder ganz erlaſſen. Auch kommt die Vorſchrift im 
$. 43., den Anſpruch der Pfandgläubiger betreffend, hier in Anwendung. Nach 

a 


* 


Nach Empfang der Anzeige über den Brand hat der Bezirksdeputirte ohne 
Verzug nach näherer Anordnung der Direktion durch Einnahme des Augenſcheins 
feſtzuſtellen, welche Zerſtörung oder Beſchädigung in der Anſtalt verficherter Ge⸗ 
bäude durch den Brand oder durch Maßnahme Behufs der Löſchung oder Rettung 
ſtattgehabt hat. 

§. 45. 


In der Regel iſt mit jener Beſichtigung das Verfahren Behufs Ermitte⸗ 
lung des Brandſchadens zu verbinden. Oer Beſchädigte iſt zu demſelben ein: 
uladen. 

i Die Feſtſtellung des Brandſchadens geſchieht auf der Brandſtelle unter 
Leitung des Bezirksdeputirten in der Regel durch die im $. 24. beregten, ein 
für alle Mal beeidigten Schätzer. 

Beträgt der Brandſchaden weniger als 50 Thaler, ſo genügt die Feſtſtellung 
deſſelben durch den Bezirksdeputirten ohne Zuziehung eines achverſtändigen, ſo⸗ 
fern dieſe nicht von dem Beſchädigten verlangt wird. 

Ergiebt ſich der Brandſchaden nach der Ermittelung durch den Bezirk, 
deputirten als ein totaler, fo bedarf es der Abſchätzung deffelben durch Sachver⸗ 
ſtändige nicht. In ſolchem Falle genügt zur Abſchätzung des Werths des ver⸗ 
bliebenen brauchbaren Baumaterials (F. 46.) ein Maurer- oder Zimmermeiſter 
(f. jedoch $. 18. in fine). 


$. 46. 


Das Gebäude gilt als zerſtört (totaler Brandſchaden), wenn es keiner 
Herſtellung oder Ausbeſſerung fähig, ſondern von Grund aus neu aufzubauen iſt. 

Entgegengeſetzten Falls iſt der Brandſchaden nur als theilweiſer anzuſehen. 
(Partieller Brandſchaden.) 

Iſt der Brandſchaden ein totaler, ſo erhält der Beſchädigte als Brand⸗ 
entſchädigung die volle Summe, zu welcher das Gebäude verſichert war, falls 
nicht die Vorſchrift im Schlußſatze des §. 18. zur Anwendung kommt. Jedoch 
hat der Beſchädigte ſich auf dieſelbe den Werth des etwa nicht zerſtörten Bau⸗ 
materials gegen deſſen Ueberweiſung anrechnen zu laſſen (F. 45.). 

ſt dagegen das Gebäude nur theilweiſe zerſtört, ſo iſt durch vorſchrifts⸗ 
mäßige Schätzung ($. 45.) feſtzuſtellen, der wie vielſte Theil deffelben dem Werthe 
nach durch den Brand verloren gegangen iſt. 

Der Beſchädigte erhält ſodann den nach dieſem Werthe zu berechnenden 
Theil der Verſicherungsſumme. 

Die obige Beſtimmung wegen Anrechnung des etwa nicht zerſtörten Bau⸗ 
materials hat auch in dieſem Falle Anwendung. 

Der Bezirksdeputirte hat das über die Abſchätzung aufzunehmende Wro- 
tokoll, welches die Berechnung der Vergütungsſumme enthalten „die Vornahme 
der Schätzung auf der Brandſtelle bezeugen und mit der Unterſchrift der Schätzer 
verſehen ſein muß (vergl. jedoch $. 45. Abſaßtz 3.), binnen acht Tagen, von dem 
der Aufnahme an, der Direktion, ſowie auf Verlangen dem Beſchädigten auf 
deſſen Koſten abſchriftlich zuzuſtellen. N 

Die Koſten der Abſchätzung trägt die Anſtalt. 

(Nr, 7838.) 35* $. 47. 
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$. 47. 
i Der Verſicherte, ſowie die Direktion kann Wiederholung der Schätzung 
verlangen. 

Der Verſicherte hat den Antrag binnen achttägiger unerſtreckbarer Friſt, 
von der Eröffnung des Ergebniſſes der erſten Schätzung an gerechnet, bei Verluſt 
der Befugniß bei der Direktion einzubringen. 

Imgleichen hat die Direktion von dem Verlangen binnen acht Tagen nach 
Empfang der Schätzungsverhandlungen bei gleichem Rechtsnachtheile dem Brand- 
beſchädigten ſchriftlich Eröffnung zu machen. Zum Nachweiſe der Eröffnung 

enügt die Beſcheinigung der Poſtbehörde über die geſchehene Aufgabe des 
chreibens auf die Poſt binnen der obigen Friſt. 

Die zweite Schätzung geſchieht durch drei der nach F. 24. beſtellten 
Schätzer, von denen die Direktion den einen, der Verſicherte den zweiten und 
dieſe beiden den dritten Schätzer ernennen. 

Ueber das Verfahren und die Eröffnung des Ergebniſſes kommen die Be⸗ 
ſtimmungen für die erſte Schätzung H. 45. und 46. ſinngemäß zur Anwendung. 

Die Koſten der zweiten Schätzung trägt der Unterliegende. 


$. 48. 


Vor ſchließlicher Feſtſtellung des Schadens darf an dem beſchädigten Ge⸗ 
bäude keine Veränderung vorgenommen werden, Fälle dringender Noth oder 
polizeilicher Anordnung ausgenommen. 

Der Zuwiderhandelnde verliert zehn Prozent der ſchließlich feſtgeſtellten 
Brandentſchädigungsſumme. 


3. Auszahlung der Entſchädigung. 


$. 49. 

Steht die Entſchädigungspflicht der Anſtalt an ſich und dem Betrage 
nach feſt, ſo hat die Direktion die Auszahlung der betreffenden Gelder an den 
Empfangsberechtigten gegen eine in beglaubigter Form einzuliefernde Quittung 
ſpäteſtens binnen drei Monaten am Sitze der Anſtalt zu bewirken. 

Die Koſten der Quittung, ſowie die Koſten und die Gefahr der etwa 
beantragten Ueberſendung des Geldes trägt der Empfangsberechtigte. Als ſolcher 
iſt der Beſitzer des betreffenden Gebäudes anzujeben welcher nach §. 19. zur 
55 5 . zur Verſicherungsnahme erechtigt ſein würde. Vergl. 
jedoch §. 43. 

f Treten die obigen Vorausſetzungen nicht vollſtändig ein, ſo ſteht der 
Direktion zu, die Auszahlung zu verfügen, wenn wegen etwa nöthiger Wieder⸗ 
erſtattung genügende Sicherheit geleiſtet iſt. 

Mit Auszahlung der Vergütungsgelder an den Gunten hee gehen 
die durch den Brand u. ſ. w. veranlaßten Erſatzforderungen des Verſicherten 
gegen Dritte bis zu dem ver üteten Betrage auf die Anſtalt in Gemäßheit der 
beſehenden Rechtsgrundſätze über. ER 

meh 


iu 
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4. Verhältniß der Wfandgläubiger. 


$. 50. 
Wegen des Anſpruchs der Pfandgläubiger auf die Brandentſchädigungs⸗ 
elder, deren Auszahlung und Ceſſion, kommen die Vorſchriften im $. 18. des 
Geſehes vom 14. Dezember 1864., betreffend das Pfandrecht und die Befrie⸗ 
digung der Gläubiger im Konkurſe, in Anwendung. 


F. 51. 

Sind auf ein in der Anſtalt verſichertes Gebäude Pfandrechte gerichtlich 
eingetragen, ſo kann der Gläubiger unter Zuſtimmung des Schuldners die Auf⸗ 
nahme eines Vermerks hierüber in das Hauptkataſter auf Grund beigebrachten 
Auszuges aus dem Hypothekenbuche verlangen. 

Der Vermerk bewirkt, daß: 

1) der Verſicherte ohne Zuſtimmung der betreffenden Pfandgläubiger die 
Verſicherung weder auf einen geringeren Prozenttheil herabſetzen, noch 
dieſelbe aufheben darf; 

2) die Direktion verpflichtet wird: 

a) von der Aufhebung oder Herabſetzung der Verſicherung durch ſie 
($$. 16. und 17.), „ee 

b) von der Herabſetzung des Bauwerths zufolge neuer Abſchätzung, 
c) von der bevorſtehenden Auszahlung von Brandentſchädigungs⸗Geldern 
jedem im Kataſter vermerkten Gläubiger ungeſäumt Kenntniß zu geben. 

Die Direktion hat den Vermerk unter Anführung des Grundes zu löſchen, 
ſobald ihr die Zuſtimmung des Gläubigers, oder der Ungrund der Hypothek 
nach richterlichem Urtheile, oder die Löſchung der Hypothek nachgewieſen iſt. 

Von der Eintragung, ſowie von der Löſchung des Vermerks hat die 
Direktion dem Verſicherten und dem Pfandgläubiger Nachricht zu geben. 

Für die durch vorſtehende Beſtimmungen der Brandkaſſen⸗Verwaltung er⸗ 
wachſenden Mühewaltungen kann nach Anordnung des Ausſchuſſes eine an⸗ 
gemeſſene Vergütung von den Betheiligten erhoben werden. 


V. Sonſtige Leiſtungen der Anftalt. 
$. 52. 

Sind unverficherte Gebäude oder jonftige Gegenſtände auf Anordnung der 
zur Leitung der Löſchung zuſtändigen Behörden oder Perſonen zerſtört oder be⸗ 
ſchädigt, fo hat die Anſtalt Erſatz für den Fall zu leiſten, daß nach Bezeugung 
der die Löſchung leitenden Behörde oder Perſon: 

1) die Zerſtörung oder Beſchädigung zum Schutze in der Anſtalt verſicherter 
Gebäude geſchehen und 
2) nicht anzunehmen iſt, daß der durch die Anordnung erwachſene Schaden 
auch ohne ſolche durch den Brand herbeigeführt wäre. 
(Nr. 7888.) Hat 
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Hat die Zerftörung oder Beſchädigung zugleich zum Schutze in der An- 
ſtalt nicht verſicherter Gebäude gereicht, ſo beſtimmt ſich die Erſatzpflicht der 
Anſtalt nach dem Verhältniſſe des Bauwerths der bei ihr verſicherten geſchützten 
Gebäude zu dem Bauwerthe ſowohl der bei ihr nicht verſicherten geſchuͤtzten, als 
der durch die Löſchung oder Rettung zerſtörten oder beſchädigten Gebäude. 

Sind die geſchützten Gebäude bei anderen Anſtalten verſichert, ſo gilt der 
der Verſicherung zum Grunde liegende Werth, ſofern er geringer iſt als der 
Werth zur Zeit des Schadens, anderenfalls diefer letztere Werth. 

Iſt der Brand von dem Beſchädigten (Abſatz 1.) mit rechtswidrigem Vor 
ſatze oder aus grober Fahrläſſigkeit ſelbſt veranlaßt oder befördert, ſo verliert er 
den in Rede ſtehenden Entſchädigungsanſpruch. 


F. 53. 


Zu Beförderung der Hülfe bei Feuersbrünſten ſind aus den Mitteln der 
Anſtalt zu zahlen: 


A. an Vergütung für die geſammte, obrigkeitlich oder ſonſt zuſtändigen 
Orts beſtellte Bedienungsmannſchaſt einer Wagenſpritze: 


a) wenn die Spritze bei einem Feuer außerhalb ihres Standortes wirk⸗ 
lich gebraucht iſt, zwölf Thaler; 

b) wenn die Spritze bei einem Feuer im Standorte wirklich gebraucht 
iſt, vier Thaler; 

e) wenn die Spritze bei einem Feuer außerhalb ihres Standortes zwar 
nicht gebraucht iſt, ſie jedoch auf der Brandſtelle in brauchbarem 
Zuſtande angekommen war, oder bei der Snfbaftung zur Brand» 
ftelle unbrauchbar wurde, zwei Thaler zwanzig Silbergroſchen. 


Zweifel über den Eintritt der Vorausſetzungen unter Litt. e. 
entſcheidet die Obrigkeit, in deren Bezirke der Brand ſtattgehabt hat. 

Die Vergütungen nach Litt. A. a — e. erfolgen nur für die auf 
der Brandſtelle zuerſt angelangten 4 Spritzen. Waren überhaupt mehr 
als 4 Spritzen angelangt, ſo entſcheidet die frühere Ankunft. 

Jedoch gehen von den auf der Brandſtelle erſchienenen auswär⸗ 
tigen Spritzen die zuerſt angelangten drei auch den vor ihnen auen 
ten Spritzen aus dem Standorte, falls die Zahl dieſer letzteren mehr als 
Eine war, vor. 

Als Standort der Spritze gilt derjenige Ort, in welchem ſie ſich 
beim Ausbruch des Feuers befand. 

Beſteht die Bedienungsmannſchaft der Spritze aus weniger als 
ſechs Perſonen, ſo darf die Vergütung für den Einzelnen den ſechsten 
Theil des betreffenden Satzes nicht überſteigen; 


B. an Fuhrlohn für die Hinſchaffung einer ſelbſtſtändig beſpannten Wagen⸗ 
ſpritze nach dem Feuer in einem anderen Orte, ohne Rückſicht 5 5 
a 
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Zahl der Zugthiere, für jede halbe Meile der erſten Spritze vier Thaler, 
jeder folgenden Spritze drei Thaler Kurant. i baden unter einer 


halben Meile werden für Entfernungen von einer halben Meile ge⸗ 
rechnet. a 


C. Außerdem (Litt. B.) ſollen Zugthiere, welche vor der Spritze bei deren 
Hinſchaffung zum Brandorte oder während des Feuers ohne Verſchulden 
des Eigenthümers oder des von ihm beſtellten Führers umgekommen oder 
beſchädigt find, taxmäßig vergütet werden. 

Daneben iſt die Direktion ermächtigt, für den in ſolchen Fällen 
durch zeitweilige Arbeitsunfähigkeit der Zugthiere entſtehenden Schaden 
eine billige Vergütung aus der Brandkaſſe zu gewähren. 


D. Anbringer, welche als Wagenſpritzen ſelbſtſtändig zu gebrauchen find, 
7 — * 1 der Vergütungen nach Litt. A. bis C. den Wagen⸗ 
| pritzen gleich. 
Die Anſtalt iſt zur Zahlung der im Obigen feſtgeſtellten Vergü⸗ 
tungen nur inſoweit verpflichtet, als bei ihr verſicherte Gebäude durch 
den Brand ergriffen, oder nach Entſcheidung der Obrigkeit bedroht ſind, 
vorbehaltlich der Befugniß des landſchaftlichen Ausſchuſſes, von dieſer 
Beſchränkung abzuſehen. 

Für erhebliche Beſchädigung der Löſchgeräthe zufolge der Ver⸗ 
wendung, für die Herbeiſchaffung auswärtiger, mit Erfolg verwandter 
Waſſerwagen, ſowie für erfolgreiche außerordentliche Anſtrengung Behufs 
der Löſchung oder Rettung kann die Direktion beſondere Vergütung aus 
den Mitteln der Anſtalt bewilligen. 


$. 54. 


Der landſchaftliche Ausſchuß iſt ermächtigt, zur Verbeſſerung der Feuer- 
löſchanſtalten, ſowie zur Beförderung des Auseinanderbauens zu nahe belegener 
Gebäude im Gebiete der Brandkaſſe jährlich aus den Mitteln derſelben eine von 
demſelben zu beſtimmende Summe zu verwenden. 


S. 55. 

Die Behufs der Schätzung zugezogenen, im öffentlichen Dienſte ſtehenden 
Baubeamten beziehen Tagegelder und Reiſekoſten, gleichwie für Beſchäftigung in 
Dienſtſachen. 

Sonſtige Schätzer erhalten: 

a) für Schätzungen Behufs der allgemeinen Gebäudereviſion ($. 23.), 
ſowie für Schätzungen von Brandſchäden für jeden Tag des Geſchäfts 
15 Sgr. bis 1 Kthlr. 15 Sgr.; ; 

b) für fonftige Schätzungen 74 Sgr. bis 1 Rthlr., in beiden Fällen (a. und 
b.) ohne Vergütung von Reiſekoſten und nach näherem Ermeſſen der 
Direktion. | 

(Nr. 7838.) VI. Schluß. 
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VI. Schluß. 


$. 56. 


Der Zeitpunkt, mit welchem das gegenwärtige Reglement in Kraft tritt, 
wird von dem Oberpräſidenten feſtgeſetzt, und iſt mindeſtens vier Wochen vorher 
durch das Amtsblatt der Provinz Hannover bekannt zu machen. Von dem ge⸗ 
dachten Tage ab treten die bisherigen Geſetze über die Hoya⸗Diepholzſche Brand⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaft mit Ausnahme des F. 24. §. 39. Abſ. 1. und 2. und 
$. 45. des Geſetzes vom 24. Auguſt 1849. (vgl. § 9. 14. 19. 43. dieſes Regle⸗ 
ments) außer Kraft. 

Jedoch beginnt die Beitragspflicht nach Maßgabe dieſes Reglements ſtatt 
der bisherigen bis dahin beizubehaltenden Beitragspflicht erſt mit dem nach Voll⸗ 
endung der erforderlichen neuen Kataſter von dem Oberpräſidenten zu beſtim⸗ 
menden und mindeſtens acht Wochen vorher im Amtsblatte der Provinz Hannover 
bekannt zu machenden Zeitpunkte. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


